
Einsteiger der Woche

Ab sofort ist Rechtsanwältin Ju-
lia Kolda beim Anwaltsbüro

Northcote.Recht für das gesamte
Recht des Strafrechts, mit Schwer-
punkt Wirtschafts- und Unterneh-
mensrecht, tätig. Sie betreut Unter-
nehmen und Privatpersonen sämt-
licher Branchen insbesondere in
Wirtschaftsstrafverfahren, sowohl
auf Beschuldigten- als auch auf Op-
ferseite. Ihre umfassende Erfah-
rung macht sie zu einer erfahrenen
Expertin in anhängigen Verfahren,
wie auch im Rahmen strafrechtli-
cher Präventivberatung und im
Compliance Management.

Deals der Woche

Die Rechtsanwaltskanzlei CMS
Reich-Rohrwig Hainz hat den

österreichischen Energiekonzern
EVN bei einer grenzüberschreiten-
den Umstrukturierung umfassend
beraten. Unter der Federführung
von Johannes Reich-Rohrwig wa-
ren imWiener CMS-Büro Rechtsan-

wältin Theresa Freissmuth und As-
sociate Arno Zimmermann, beide
Gesellschaftsrecht, tätig.

Die Anwaltskanzlei DLA Piper
hat die Hain Celestial Group

beim Erwerb der Mona-Gruppe,
einer führenden Unternehmens-
gruppe im Bereich Lebensmittel
undGetränke auf Pflanzenbasismit
Niederlassungen in Deutschland
und Österreich, beraten. Das Wie-
ner Team wurde von den Partnern

Christoph Mager, Senior Lead
Lawyer, Johanna Höltl und Senior
Associate Suzy Park geleitet, wei-
ters arbeiteten Michaela Wernitz-
nig-Kittel, Elisabeth Stichmann,
alle Corporate, Christian Stuppnig,
Employment, Clemens Bären-
thaler, Real Estate, Stefan Panic,
IP/IT, Alexander Schultmeyer und
Alexander Scheuwimmer, beide
Finance, sowie Florian Schuh-
macher undAnaFeiler,Regulatory,
an der Transaktion mit.

Die Rechtsanwaltskanzlei BPV
Hügel hat die Cemex-Gruppe,

einen der weltweit größten Ze-
menthersteller, bei der Veräuße-
rung ihrer österreichischen Toch-
tergesellschaft Cemex Austria AG
beraten. Managing Partner Florian
Gibitz betreute das Mandat haupt-
verantwortlich mit Partner Stefan
Gaug, unterstützt wurden sie von
den beiden Kartellrechtsexperten
Gerhard Fussenegger und Hein-
rich Kühnert.

Die Kanzlei Binder Grösswang
hat die Investmentgesellschaft

Adrian beim Erwerb der Business
Units ES und IM von DPx Holdings
beraten. Das Team umfasste neben
den Lead-Partnern, Thomas Schir-
mer und Andreas Hable, Partner
Bernd Schneiderbauer, Rechtsan-
walt Hermann Schneeweiss und
Rechtsanwaltsanwärter Hao Chu,
Corporate/M&A, Partner Christian
Wimpissinger, Tax, Partner Johan-
nes Barbist, Rechtsanwalt Markus
Pinggera und Rechtsanwaltsan-
wärter Florian Kiefer, Regulatory,
Partnerin Angelika Pallwein-Prett-
ner und Rechtsanwaltsanwärterin
Sabine Apfl, Arbeitsrecht, sowie
Partner Ivo Rungg, Counsel Hell-
mut Buchroithner und Rechtsan-
waltsanwärterin Hanna Ober-
bichler, IP.
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Johannes Reich-Rohrwig leitete
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Florian Gibitz betreute die Cemex-
Transaktion. [ BPV Hügel]
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Was Uber darf und was noch offen ist
Fahrdienste.Die Konkurrenz durch den kalifornischen Fahrdienstvermittler Uber ärgert die Taxi-
branche. DemGewerberecht dürfte Uber entsprechen, Kartell- und Arbeitsrecht werfen Fragen auf.

VON SEBASTIAN MAHR

Wien. Mietwagenservice via App,
und das Ganze deutlich günstiger
als eine Taxifahrt. Mit dieser
Kampfansage hat der kalifornische
Fahrdienstvermittler Uber auf der
ganzen Welt – und seit Kurzem
auch in Wien – in der Taxibranche
für Furore gesorgt. In einigen euro-
päischen Ländern haben Taxiver-
bände bereits rechtliche Schritte
gegen den unliebsamen Konkur-
renten Uber gesetzt. So wurden be-
stimmte Dienste von Uber in
Deutschland sogar kurzfristig ver-
boten. Nun soll der EuGH im Rah-
men eines Vorabentscheidungser-
suchens klären, ob Uber die Aus-
übung der Fahrdienstvermittlung
untersagt werden kann. Auch in
Österreich sorgt Uber für Diskus-
sionen.

Bei Uber buchen Kunden über
eine Smartphone-App einen Miet-
wagen mit Chauffeur. Die Fahrt
selbst übernehmen selbstständige
Mietwagenanbieter, die an Uber
pro vermittelter Fahrt eine Gebühr
entrichten. Ein Erfolgsrezept, wie
es scheint. Weltweit operiert Uber
in etwa 260 Städten in 54 Ländern
und hat einen geschätzten Unter-
nehmenswert von rund 50 Milliar-
den US-Dollar. In Wien startete
Uber im Februar 2014 mit dem
klassischen Limousinenservice
UberBlack, im August 2014 wurde
das Angebot durch UberX ergänzt.
Dadurch erregt Uber den Unmut
der Wiener Taxiverbände, ver-
spricht UberX doch um bis zu 25%
günstigere Tarife als bei einer nor-
malen Taxifahrt. Für Diskussionen
sorgt neben der Preisgestaltung,
die bei Taxifahrern gesetzlich nor-
miert ist, vor allem die Frage, unter
welchen Bedingungen Uber-Miet-
wagenfahrer vermittelte Fahrgäste
aufnehmen dürfen.

Nach der landesrechtlichen
Mietwagenbetriebsordnung (BO
Wien) müssen Mietwagen an die
Betriebsstätte des Gewerbetreiben-
den zurückkehren, sobald ein Auf-
trag abgeschossen ist, um einen
neuen Auftrag anzunehmen. Bei
„Leerfahrten“, also auf dem Rück-

weg zur Betriebsstätte, dürfen
Fahrgäste nicht aufgenommen
werden, „es sei denn, es handelt
sich um eine in der Betriebsstätte
des Gewerbetreibenden eingelang-
te Bestellung“. Die Art, wie diese
Bestellungen aufgegeben werden
können, unterliegt nach der Judi-
katur des Verfassungsgerichtshofs
allerdings keinen Beschränkungen.
Sie können nicht nur persönlich,
schriftlich oder telefonisch, son-
dern auch via Smartphone-App
aufgegeben werden. Auch bleibt
laut VfGH die Methode, wie der
Mietwagenlenker von der erfolgten
Bestellung erfährt, ihm und dem
Gewerbetreibenden überlassen.

Bestellungen aus der Zentrale
Der Fahrdienstvermittler darf dem-
nach die eingelangte Bestellung
ohne Verzögerung an den ausfüh-
renden Mietwagenfahrer weiterlei-
ten. Solange die Bestellung in der
Betriebsstätte des Gewerbetreiben-
den einlangt und – wie auch im-
mer– an denMietwagenfahrer wei-
tergeleitet wird, dürfen Fahrgäste
auch auf Leerfahrten aufgenom-
men werden. Bei Einhaltung dieser
Prämissen bewegen sich von Uber
vermittelte Mietwagenunterneh-

mer aus gewerberechtlicher Sicht
im rechtskonformen Bereich. Das
Taxigewerbe muss sich also derzeit
mit der Konkurrenz durch Uber
(und andere Fahrdienstvermittler)
anfreunden.

Keine Eich- und Tarifpflicht
Das große Plus der Fahrdienstver-
mittler: Für sie bestehen im Gegen-
satz zum Taxigewerbe keine tarifli-
che Bindung und keine Verpflich-
tung, geeichte Fahrpreisanzeiger zu
verwenden. Vielmehr bleibt es
bei Mietwagendienstleistungen den
Vertragsparteien überlassen, die
Höhe des Beförderungsentgelts
grundsätzlich frei zu vereinbaren.

Auch wenn sich Uber – solange
vermittelte Mietwagen die ein-
schlägigen öffentlichrechtlichen
Antritts- und Ausübungsvorschrif-
ten einhalten – gewerberechtlich in
Österreich derzeit im rechtskonfor-
men Rahmen bewegt, könnte
der Online-Fahrtdienstvermittler
die Rechtsprechung in den kom-
menden Jahren mit unterschiedli-
chen Rechtsproblemen beschäfti-
gen. Abgesehen von der Frage, ob
Fahrdienstvermittler selbst für
Gesetzesverstöße der vermittelten
Fahrer haften, ist auch relevant, ob

das Vermittlungskonzept in der
derzeitigen Form gegen kartell-
rechtliche Bestimmungen verstößt,
indem einheitliche Preise für die
Mietwagenfahrten festgelegt wer-
den. Heikel könnte für Uber auch
die Frage werden, ob vermittelte
Fahrer aufgrund der bestehenden
Strukturen als Angestellte anzuse-
hen sind. So haben erst jüngst
einige Fahrer gegen Uber in Kali-
fornien eine Sammelklage einge-
bracht, mit der eine Festanstellung
begehrt wird. Die Entscheidung
wird auch in zahlreichen anderen
Ländern mit Spannung beobachtet
werden. Sollte nämlich Uber seine
Fahrer anstellen müssen, würde
das viel kosten und das angebotene
Service deutlich weniger attraktiv
machen. Schließlich blicken auch
alle Augen gespannt auf den EuGH,
der im Rahmen des Vorabentschei-
dungsersuchens eines spanischen
Gerichts überprüfen wird, ob Uber
tatsächlich als Fahrdienstvermittler
oder nicht doch als Taxidienst ein-
zustufen ist. Die Entscheidung des
EuGH wird allerdings erst für
Herbst 2016 erwartet.

Dr. Mahr ist Rechtsanwalt bei PHH Prochaska
Havranek Rechtsanwälte GmbH in Wien.

In vielen Städten protestierten Taxiverbände gegen Uber – auch im brasilianischen Rio de Janeiro. [ APA/EPA/Antonio Lacerda ]

Wer vererbt,
kann Erbrecht
wählen
Wahlmöglichkeit für alle, die
in anderem EU-Staat leben.

Wien. Ab heute gelten für grenz-
überschreitende Erbfälle in der
EU neue Regeln. Wer über sei-
nen Nachlass nachdenkt und in
einem anderen Land als seinem
Heimatstaat lebt, kann wählen,
welches Erbrecht auf seinen Fall
anzuwenden sein soll: das seiner
Heimat oder das seines neuen
gewöhnlichen Aufenthalts. Die
zur Vereinfachung gedachte
Neuerung, der Großbritannien,
Irland und Dänemark nicht ge-
folgt sind, könnte freilich neue
Probleme schaffen.

Bisher richtete sich das an-
zuwendende Erbrecht nach der
Staatsangehörigkeit des Ver-
storbenen. Ab sofort ist in 25
EU-Ländern primär das Recht
jenes Staates anzuwenden, in
dem der Erblasser seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hatte.
Ein österreichischer Pensionist,
der auf Dauer nach Mallorca
übersiedelt ist, vererbt also
nach spanischem Erbrecht – es
sei denn, er hat im Testament
verfügt, dass österreichisches
Recht angewendet werden soll.

Das kann einen großen Un-
terschied machen: So kann
etwa das Pflichtteilsrecht, das
unabhängig von letztwilligen
Verfügungen den Angehörigen
einen Mindestanteil am Nach-
lass sichern soll, hier ganz an-
ders geregelt sein als dort. Ein
Brite, der in Österreich lebt,
könnte (obwohl Großbritannien
bei der Vereinheitlichung nicht
mitmacht) für sein Heimatrecht
optieren, weil die Briten gar
kein Pflichtteilsrecht kennen.

Böswillige Nachkommen
könnten versucht sein, ihre Vor-
fahren in eine für sie günstige
Rechtsordnung zu bringen. An-
walt Alexander Hofmann rech-
net aber damit, dass sich eine
Anti-Missbrauch-Judikatur he-
rausbilden wird; außerdem tritt
er dafür ein, als Ort des gewöhn-
lichen Aufenthalts den Staat zu
wählen, zu dem die – nicht
leicht manipulierbare – stärkste
Beziehung bestand. (kom)
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Information ist der wichtigste Rohstoff des 21. Jahrhunderts. Der
postgraduale Lehrgang Informations- undMedienrecht widmet
sich der Bewältigung von rechtlichen Problemen, die mit der
Informationsverarbeitung einhergehen. „Die Presse“ und die
Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien stellen ein-
en Freiplatz für diesen Universitätslehrgang imWert von 10.200 €
an der Universität Wien im Studienjahr 2015/2016 zur Verfügung.
Zielgruppe: Juristinnen und Juristen bis 30 Jahre

Weitere Informationen und Bewerbungsunterlagen unter:
www.postgraduatecenter.at/informationsrecht

Bewerbung bis 31. 8. 2015 an
Postgraduate-Center der Universität Wien, Universitätslehrgang
Informations- und Medienrecht, Spitalgasse 2/Hof 1, 1090 Wien;
informationsrecht@univie.ac.at.

STIPENDIUM UNIVERSITÄTSLEHRGANG
INFORMATIONS- UND MEDIENRECHT
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Besteht der Verdacht einer Straftat, muss die Polizei einschreiten. [ Archivbild: APA/Georg Hochmuth ]

Flucht vor Polizei
ist nicht verboten,
macht aber haftbar
Polizistin stürzte. Verdächtige müssen wegen
Gefahrenerhöhung Schadenersatz zahlen.

VON BENEDIKT KOMMENDA

Wien. Es war eine Szene, die angeb-
lich gang und gäbe am Salzburger
Rudolfskai ist: eine nächtliche Rau-
ferei im Bereich der Lokalmeile.
Ungewöhnlich war allerdings, was
in jener Sommernacht 2013 ge-
schah, als eine Funkstreife vorbei-
kam und eine Polizistin sich ein-
schaltete, um die Situation zu klä-
ren: Beim Versuch, zwei der am
Raufhandel beteiligten Burschen zu
stellen – immerhin hatte eine dritte
Person eine blutende Wunde am
Auge –, stolperte die Beamtin über
eine kniehohe Absperrung und ver-
letzte sich dabei schwer. Wie der
Oberste Gerichtshof nun entschied,
müssen die beiden der Polizistin
Schmerzengeld zahlen und andere
Schäden ersetzen (1 Ob 97/15v).

Das Verblüffende daran: Ver-
dächtigen ist es nicht verboten zu
flüchten. Alles andere würde das
verfassungsrechtlich abgesicherte
Verbot eines Zwangs verletzen,
sich selbst zu belasten. Der Ge-
richtshof hat dennoch einen Weg
gesehen, die Flüchtenden haftbar
zu machen: wegen der erhöhten
Gefahr, die sie für die hinterherlau-
fende Polizisten geschaffen haben.

Wie war es dazu gekommen?
Einer der beiden späteren Beklag-
ten wurde von einer Gruppe nie-
dergeschlagen und mit Fußtritten
malträtiert. Der zweite wollte ihm
helfen und schlug dabei die Augen-
braue eines Angreifers blutig. Als er
das Polizeiauto und die Polizistin
sah, machte er sich aus dem
Staub – „um keinen Stress zu be-
kommen“, wie er später sagte. Die
Rufe „Halt, Polizei!“ ignorierte er.

Sein Freund, der sich mittler-
weile aufgerappelt hatte und eben-
falls davonlief, blieb dann zwar ste-
hen, aber da war es schon passiert:
Die Polizistin hatte auf dem Flucht-

weg eine Barriere aus Metall über-
winden wollen, die in einem Bau-
stellenbereich den Auto- vom Fuß-
gängerverkehr trennen sollte. Sie
trat mit dem Fuß auf den abge-
schrägten Teil und stürzte. Ihr Knie
musste mehrmals operiert werden.

Sie verlangte von den Geflüch-
teten 20.643 Euro Schadenersatz:
Sie argumentierte, die beiden wä-
ren unter dringendem Tatverdacht
(Raufhandel) gestanden, und sie
hätte sie verfolgen müssen, um ihre
Identität festzustellen. Das Landes-
gericht Salzburg und das Oberlan-
desgericht Linz hielten sich jedoch
an den Grundsatz, wonach Tatver-
dächtige nicht an Strafverfolgungs-
maßnahmen gegen sie mitzuwir-
ken hätten und die Flucht für sich
genommen nicht rechtswidrig sei.
Da diese über eine gut beleuchtete,
asphaltierte Straße geführt habe,
sei sie auch nicht besonders gefah-
renträchtig gewesen; bloß für Fälle
deutlich erhöhter Gefahr habe der
OGH bisher die Haftung für Verfol-
gungsschäden bejaht.

Tatsächlich machte der Ge-
richtshof bereits einen Autofahrer,
der mit weit überhöhter Geschwin-
digkeit davonfuhr, dafür (mit-)ver-
antwortlich, dass ein Polizeiauto im
Graben landete, oder einen Alko-
lenker, der in die Dunkelheit flüch-

tete, für den Sturz eines Polizisten
über eine nicht sichtbareMauer.

Im aktuellen Fall lässt der OGH
schon einen niedrigeren Grad an
Gefährdung für eine Haftung aus-
reichen. Es fehle an einem allge-
mein anerkannten Interesse von
Verdächtigen an der Flucht; diese
werde von der Allgemeinheit viel-
mehr missbilligt. Eine umfassende
Interessenabwägung spreche daher
für eine Haftung, wenn „eine gestei-
gerte, vermeidbare Gefahrenlage
geschaffen wird, die über das allge-
meine Lebensrisiko hinausgeht“.

Stehen bleiben, nicht laufen
Dafür reicht schon, dass die beiden
Beklagten trotz Aufforderung nicht
stehen blieben und überdies im
Laufen flüchteten. Denn das brach-
te die Gefahr mit sich, dass die Po-
lizistin in der Eile Hindernisse
übersehen oder falsch einschätzen
würde. „Die hier vorzunehmende
Interessenabwägung rechtfertigt es
daher, das damit einhergehende
Risiko der Beeinträchtigung der
körperlichen Integrität der verfol-
genden Polizeibeamtin auf die Be-
klagten zu verlagern“, so der OGH.

Anzeichen für ein Mitverschul-
den der Polizistin kann er keines

erkennen. Dem Grunde nach steht
die alleinige Haftung der Beklagten
damit fest. Über die Details muss
noch das Erstgericht entscheiden.

Bleibt die Frage, wie weit Opfer
übertriebener Härte der Polizei
ebenfalls wegen Gefahrenerhöhung
oder aus anderen Gründen Ersatz
von der Republik und diese dann
von den handelnden Polizisten be-
kommen. Das Innenressort kann
auf „Presse“-Anfrage keine Zahlen
über Entschädigungen nennen, die
Polizisten von Bürgern erhalten ha-
ben und die umgekehrt die Re-
publik zu zahlen hatte. Der 2006
schwer misshandelte Gambier
Bakary J. erhielt vom Staat bisher
110.000 Euro und prozessiert noch
um höheren Schadenersatz. Die da-
mals tätigen Polizisten, bei denen
die Republik Regress nehmen
könnte, versuchten vorerst erfolg-
los, den gegen sie geführten Straf-
prozess neu aufrollen zu lassen.

Laut Statistiken der vergange-
nen Jahre verletzen sich regelmäßig
mehr Polizisten (unabsichtlich)
selbst als durch fremde Gewalt. Der
Salzburger Fall etwa zählte zu 1150
Eigenverletzungen des Jahres 2013;
diesen standen 903 Verletzungen
durch fremdeGewalt gegenüber.

Brandstetter:
Haft für Junge
öfter vermeiden
Novelle zum Jugendgerichts-
gesetz in Begutachtung.

Wien. Justizminister Wolfgang
Brandstetter will erreichen, dass
weniger Jugendliche und junge
Erwachsene im Gefängnis lan-
den. Ein vorige Woche zur Be-
gutachtung verschickter Entwurf
zur Reform des Jugendgerichts-
gesetzes soll unter anderem den
Ausnahmecharakter der Unter-
suchungshaft unterstreichen:
Staatsanwälte und Richter sollen
künftig verpflichtet sein zu be-
gründen, warum der Zweck der
U-Haft nicht durch schonendere
Mittel erreicht werden kann.
Auch die Strafhaft von jugendli-
chen und heranwachsenden Tä-
tern soll so weit wie möglich
vermieden werden.

Der Rückgriff auf betreute
Wohngemeinschaften und die
Jugendgerichtshilfe soll geför-
dert werden. Auch auf Sozial-
netzkonferenzen: Dabei wird
versucht, das soziale Umfeld von
Jugendlichen einzubinden, um
deren krisenhafte Situation zu
beenden und sie von weiteren
Straftaten abzuhalten. Brand-
stetter schlägt vor, mehr Bestim-
mungen des Jugendgerichtsge-
setzes auf junge Erwachsene (bis
21) anzuwenden, darunter etwa
reduzierte Strafuntergrenzen.
„Auch 20-Jährige befinden sich
meist noch in der sogenannten
Adoleszenz-Krise“, so Brand-
stetter. Auch sie sollten eine
zweite Chance erhalten, um re-
sozialisiert zu werden. (red.)

Rinder entlaufen, Versicherung zahlt
Haftpflicht. Eine Herde hochwertiger Rinder flüchtete von der Weide. Die Haftpflicht-
versicherung der Viehzüchter muss für das Einfangen aufkommen: Rettungsaufwand.

Wien. Haftpflichtversicherungen
dienen, wie der Name schon sagt,
primär dazu, den Versicherten von
Haftpflichten zu entlasten: Wer mit
seinem Auto fahrlässig einen Scha-
den anrichtet, kann den Geschä-
digten an seine eigene Haftpflicht-
versicherung verweisen. Fallweise
muss die Versicherung aber auch
für Vermögensminderungen auf-
kommen, die nicht bei einem Drit-
ten, sondern beim Versicherten
selbst auftreten. Das wird deutlich
am Fall einer Rinderherde, die von
der Weide ausgekommen ist und
für deren Einfangen die Landwirt-
schaftsversicherung der Viehzüch-
ter zahlenmuss.

Kollisionmit einem Zug
44 hochwertige Angus-Rinder ent-
liefen – wie sich erst später heraus-
stellte, infolge eines Sabotageakts.
Die Situation war kritisch, befand
sich die Weide fernab vom Wohn-
ort der Züchter doch zwischen
einer viel befahrenen Straße und
einer Bahnlinie, und dies in der
Nähe von dicht bewohntem Ge-
biet. Ein Tier kollidierte prompt mit
einem Zug, und auch ein Super-
markt wurde beschädigt – beides
klassische Fälle, in denen die Haft-

pflichtversicherung zahlen muss
und auch tatsächlich gezahlt hat.

Die Züchter, die sich zunächst
nur per Telefon einschalten konn-
ten, wollten aber auch das ersetzt
bekommen, was sie für das Einfan-
gen der Herde zahlen mussten.
Die Tiere mussten – teilweise be-
täubt – von Nachbarn und der
Freiwilligen Feuerwehr auf An-
hängern auf eine Notweide ge-
bracht werden. Der Oberste Ge-
richtshof bestätigte, dass die Züch-
ter ersetzt bekommen müssen,
was sie dafür gezahlt haben: „Der
von den Klägern getätigte Aufwand
von 4119,40 Euro für das Einfan-
gen, Betäuben und Transportieren
der Rinder diente der Abwendung
des versicherten Schadens“, so der
Gerichtshof. „Die Kosten sind als
Rettungskosten zu ersetzen“ (7 Ob
63/15p).

Unter diese Rettungskosten
fallen Maßnahmen, die der Versi-
cherungsnehmer nach den Um-
ständen des Einzelfalls und der
Lage des Versicherungsnehmers
für geboten halten durfte und die
generell geeignet sind, den Scha-
den abzuwehren oder zu mindern,
sagt Manuel Traxler, Rechtsan-
waltsanwärter in der Kanzlei Chris-

tina Gesswein-Spiessberger (Alt-
münster), die die Kläger vertreten
hat. Stelle sich rückblickend he-
raus, dass die Rettungsmaßnah-
men nicht geboten waren, sind
dem Versicherungsnehmer die
Kosten dennoch zu ersetzen, wenn
ihm lediglich leichte Fahrlässigkeit
anzulasten sei, so Traxler.

Eine Feststellungsklage über
die Haftung der Versicherung für
noch nicht beglichene oder für be-
strittene Rechnungen wies der
OGH jedoch aus formalen Grün-
den ab. Es geht um Rettungskosten
von nicht beauftragten Dritten, un-
ter anderem eines Tierarztes: Weil
der Aufwand bereits bezifferbar ist,
müssten die Kläger eine Leistungs-
klage erheben, soweit die Forde-
rungen berechtigt sind. (kom)
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AUF EINEN BLICK

Verfolgungsschäden. Der Oberste
Gerichtshof verschärft die Haftung von
Personen, die einer Straftat verdächtig
sind und vor der Polizei flüchten, für
Schäden, die dabei entstehen. Obwohl
die Flucht für sich genommen nicht
verboten ist, machten sich Flüchtende
schon bisher haftbar, wenn sie für die
Verfolger eine „eminente Gefahrenlage“
schufen. Nun reicht schon eine
„gesteigerte, vermeidbare Gefahrenlage“
jenseits des allgemeinen Lebensrisikos.

NACHRICHTEN

VwGHmit neuer
Postanschrift
Wegen organisatorischer Ände-
rungen bei der Post hat der Ver-
waltungsgerichtshof (VwGH) ab
1. September eine neue Postan-
schrift: Postfach 50, 1016 Wien.
Das bisherige, beim Postamt
1014 eingerichtete Postfach 73
wird aufgelassen.


